als - 


Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 46. 


(Nr. 4508.) Beftätigungs = Urkunde, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen „Sieg-Rheiniſcher Bergwerks- und Huͤtten-Aktienverein“, 
mit dem Domizil zu Coͤln. Vom 9. Auguſt 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Sieg⸗Rheiniſcher Bergwerks- und Huͤtten⸗Aktienverein“, deren 
Sitz in Coͤln ſein ſoll, und die zum Zwecke hat: 

a) das Aufſuchen, Erwerben und Ausbeuten von Konzeſſionen auf nuͤtzliche 
Erden, Kohlen aller Art, Mineralien, Eiſen und andere Erze in den 
Rheiniſchen und Weftphalifchen Ober-Bergamtsdiſtrikten, dem Herzog⸗ 
thume Naſſau, dem Großherzogthume und Kurfuͤrſtenthume Heſſen, ſowie 
den An⸗ und Verkauf aller vorbezeichneten Foſſilien im Inlande wie im 
Auslande; 

b) das Brennen der Kohlen zu Koaks und deren An- und Verkauf, die 
Verhuͤttung reſp. Zugutemachung der unter a. genannten Foſſilien und 
die weitere Verarbeitung der Metalle zu allen halbfertigen und fertigen 
Gegenſtaͤnden, ſowie den An- und Verkauf derartiger und der natur⸗ 
gemaͤß damit in Zuſammenhang ſtehenden Produkte und Fabrikate; 

auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und den in dem 
notariellen Akte vom 12. Juni 1856. feſtgeſtellten und vereinbarten Geſell⸗ 
n Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung mit der Maaßgabe ertheilt 
aben, daß 

zu F. 2. die Geſellſchaft verpflichtet iſt, neben dem Gerichtsſtande 
ihres Wohnſitzes auch bei denjenigen Gerichten des Inlandes, in deren 
Jurisdiktionsbezirken ſie geſellſchaftliche Etabliſſements gruͤndet oder be⸗ 
treibt, wegen der Rechte und Verbindlichkeiten, welche ſich auf dieſe 
Etabliſſements beziehen, als Beklagte Recht zu nehmen; daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung aber auf Klagen der Aktionaire als ſolchen gegen die Geſell⸗ 

ſchaft nicht Anwendung findet; 
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Ausgegeben zu Berlin den 8, September 1856, 
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zu H. 22. der Name des gewählten Generaldirektors in den Ge⸗ 
ſellſchaftsblaͤttern oͤffentlich bekannt zu machen iſt. 
Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen 
Akte vom 12. Juni d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der 
| Statuten durch die Geſetz⸗Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Re⸗ 
gierung in Coͤln zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansfouci, den 9. Auguſt 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
Simons. und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


——— — 


Statut 
des Sieg⸗Rheiniſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗Aktienvereins. 


Titel I. 
Bildung, Sitz, Dauer und Segenſtand der Gefellfchaft. 


H. 1 


Unter der Firma: „Sieg⸗Rheiniſcher Bergwerks- und Hütten 
Aktienverein“, und in Gemäßheit des Geſetzes vom 9. November 1843. 
wird eine Aktiengeſellſchaft errichtet. 


H. 2. 


Die Geſellſchaft hat ihren Sitz zu Coͤln. Jeder Aktionair, inſofern er 
nicht im Regierungsbezirk Coͤln wohnt, iſt gehalten, innerhalb deſſelben ein 
Domizil zu waͤhlen und wird, falls er dieſer Verpflichtung nicht nachkommt, 
angenommen, daß er auf dem Sekretariate des Handelsgerichts zu Coͤln fein 
Domizil genommen habe. ; 


$.3. | 


Die Dauer der Geſellſchaft ift auf funfzig Jahre beſtimmt, von dem 
Tage an gerechnet, wo die Geſellſchaft nach H. 5. in Wirkſamkeit treten kann. 
Die Generalverſammlung kann in der durch H. 45. beſtimmten Weiſe eine 
Verlängerung der Dauer der Geſellſchaft über dieſe Friſt hinaus beſchließen. 

Dieſer Beſchluß unterliegt der landesherrlichen Genehmigung. 5 . 


H. 4. 
Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 


das Aufſuchen, Erwerben und Ausbeuten von Konzeſſionen auf nuͤtzliche 
Erden, Kohlen aller Art, Mineralien, Eiſen und andere Erze in den 
Rheiniſchen und Weſtphaͤliſchen Ober-Bergamtsdiſtrikten, dem Herzog⸗ 
thum Naſſau, dem Großherzogthum und Kurfuͤrſtenthum Heſſen, fowie 
11 1095 und Verkauf aller vorbezeichneten Foſſilien im Inlande wie im 
Auslande; 

das Brennen der Kohlen zu Koaks und deren An- und Verkauf, die 
Verhuͤttung reſp. Zugutemachung der unter a. genannten Foſſilien und 
die weitere Verarbeitung der Metalle zu allen halbfertigen und fertigen 
Gegenſtaͤnden, ſowie der An- und Verkauf derartiger und der natur⸗ 
gemaͤß damit in Zuſammenhang ſtehenden Produkte und Fabrikate. 


a 


— 


b 


— 


Titel II. 
Grundkapital, Aktien und Aktionaire. 


g. 5. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft ift vorläufig auf Eine Million Tha⸗ 
ler feſtgeſtellt, getheilt in fuͤnftauſend Aktien von zweihundert Thalern jede. 

Der Verwaltungsrath kann, wenn die Beduͤrfniſſe der Geſellſchaft es 
erfordern, eine Erhoͤhung des Grundkapitals durch weitere Emiſſion von Ak⸗ 
tien bis zu zwei Millionen Thalern beſchließen. Dieſer Beſchluß unterliegt 
vor ſeiner Ausfuͤhrung der Genehmigung des Koͤniglichen Handelsminiſteriums. 
Die Uebernahme dieſer weiteren Emiſſion al pari bleibt den Stamm⸗Aktionai⸗ 
ren binnen vier Wochen nach dem Bekanntwerden der hoͤheren Genehmigung 
des vorgedachten Beſchluſſes nach Verhaͤltniß der zur Zeit der neuen Emiſſion 
in ihrem Beſitze befindlichen Aktien vorbehalten. N 

Da die auf Eine Million Thaler feſtgeſetzte Summe bereits vollſtaͤndig 
gezeichnet iſt, ſo tritt die Geſellſchaft in Wirkſamkeit, ſobald die landesherrliche 
Genehmigung erfolgt ſein wird. N 

Die Geſellſchaft kann eine weitere Erhoͤhung des Aktienkapitals uͤber 
65 Millionen Thaler hinaus nur in der durch H. 45. beſtimmten Weiſe be⸗ 

ießen. 
Der desfallſige Beſchluß bedarf der landesherrlichen Beſtaͤtigung. 


. 


Die Aktien der Geſellſchaft werden, auf jeden Inhaber lautend, in fol⸗ 
gender Art ausgefertigt: i 

Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verfehen, aus einem 
Gr. 4508.) f 95* Stamm: 
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Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
unterzeichnet. 

Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren Divi⸗ 
dendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, welche nach 
Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 

Die Aktien, Dividendenſcheine und Talons werden nach den unter A, 
B. und C. beigefügten Formularen ausgeſtellt. 


H. 7. 


Sofort nach eingetretener Wirkſamkeit der Geſellſchaft muͤſſen mindeſtens 
„ zehn Prozent der Aktien, im Laufe des erſten Jahres aber uͤberhaupt wenig⸗ 
ſtens zwanzig Prozent eingezahlt werden. 

Die Einzahlung der weiteren Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe 
der Geſellſchaft in Raten von zehn Prozent. Alle Einzahlungen muͤſſen bin⸗ 
nen vier Wochen nach einer in die durch H. 11. bezeichneten Zeitungen einzu⸗ 
ruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes erfolgen. Wer innerhalb die⸗ 
fer Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine 
Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. Wenn 
innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten oͤffentlichen Aufforderung die 
Zahlung noch immer nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis 
dahin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie 
durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf 
den Empfang von Aktien fuͤr vernichtet zu erklaͤren. 

Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch 
oͤffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire muͤſſen von 
dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner geſucht werden. Derſelbe iſt auch 
berechtigt, die fälligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die er⸗ 
ſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen, ſo lange dieſe noch geſetzlich haften. 


H. 8. 


.. Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 

Quittungen ertheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die Aktien⸗ 

. Dokumente ausgewechſelt. Der Zeichner einer Aktie iſt für die Einzahlung 
| von vierzig Prozent des Nominalbetrages derſelben unbedingt verhaftet. 

Ben Nachdem vierzig Prozent des Aktienbetrages eingezahlt find, koͤnnen die 
aus der Aktienzeichnung entſpringenden Rechte und Pflichten vom Aktienzeich⸗ 
ner auf einen Dritten durch einen von Beiden zu unterzeichnenden Uebertrags⸗ 
0 uͤbertragen werden, wenn der Verwaltungsrath dieſen Uebertrag ge⸗ 
nehmigt. 

85 Die Genehmigung wird nicht nur auf dem Uebertragsſchein, ſondern 
auch a dem zu dieſem Zwecke mit einzureichenden Snterimd-Dnittungsbogen 
vermerkt. 


9 9. 


. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt kein Aktionair, unter welcher 
Beſtimmung es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet, den einzigen Fall der im 
H. 7. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


$. 10. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Talons mortifi⸗ 
zirt werden, ſo erlaͤßt der Verwaltungsrath dreimal in Zwiſchenraͤumen von 
vier Monaten eine oͤffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern, oder 
die etwaigen Rechte an denſelben geltend zu machen. Sind, nachdem zwei 
Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente nicht eingelie⸗ 
fert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo erklaͤrt das Landgericht 
zu Coͤln die Dokumente fuͤr nichtig. Der Verwaltungsrath veroͤffentlicht den 
betreffenden Beſchluß durch die im $. 14. erwaͤhnten Blätter und fertigt an 
Stelle dieſer Dokumente andere aus. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen 
nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheiligten zur Laſt. 


H. 11. 


Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen im Preu⸗ 
ßiſchen Staats⸗Anzeiger, in der Koͤlniſchen Zeitung, in der Elberfelder Zeitung 
und im Frankfurter Aktionair. 

Bei dem Eingehen eines der genannten Blaͤtter ſoll die Bekanntmachung 
durch die uͤbrig bleibenden ſo lange genuͤgen, bis die Generalverſammlung fuͤr 
die eingegangene Zeitung eine andere beſtimmt hat. Die Regierung zu Coͤln 
kann, ſobald ſie es erforderlich erachtet, vorſchreiben, welche Blaͤtter an Stelle 
der obengenannten treten ſollen. Dieſe Verfuͤgung iſt durch das Amtsblatt 
bekannt zu machen. f 


Titel III. 
Don dem Verwaltungsrathe. 


§. 12. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 
allen Beziehungen wird einem von der Generalverſammlung ernannten Ver⸗ 
waltungsrathe anvertraut. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines 
Notars, und ein von dieſem uͤber das Reſultat derſelben ausgeftellter Akt bil⸗ 
det die Legitimation der Verwaltung. ö 8 

Der Verwaltungsrath beſteht aus neun Mitgliedern. f 

Ihre Funktionen dauern ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden drei 
Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe aus. Die Generalverſammlung 1 
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ihre Nachfolger durch geheime Abſtimmung. Welche Mitglieder in den Jah⸗ 
ren, wo der Turnus noch nicht feſtſteht, auszuſcheiden haben, wird durch das 
Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. Die Namen der 
Gewaͤhlten werden durch die im H. 11. benannten Tagesblaͤtter öffentlich bes 
kannt gemacht. ; 


H. 13. 


Bis zur vierten ordentlichen Generalverſammlung, laͤngſtens bis zum 
30. September 1860., bilden die nachſtehend genannten Herren: 


1) Auguſt Camphauſen, Theilhaber des Bankhauſes unter der Firma A. und 
L. Camphauſen in Coͤln, 
2) Auguſt Heuſer, Theilhaber der Handlung unter der Firma P. G. Heu⸗ 
ſers Soͤhne in Coͤln, | 
3) Stang Wilhelm Königs, Praͤſident der Gladbacher Handelskammer, zu 
Duͤlken, 
4) Johann Jakob Langen, Kaufmann und Fabrikbeſitzer, zu Coͤln, 
5) Wilhelm Meurer, Kaufmann, zu Coͤln, 
6) Wilhelm v. Recklinghauſen, Theilhaber des Bankhauſes unter der Firma 
J. D. v. Recklinghauſen, in Coͤln, 
7) Peter Schmidt zu Braunſchweig, Theilhaber der Firma Pfeiffer und 
Schmidt, in Braunſchweig und Magdeburg, 
89 Friedrich Soͤlling, Rentner zu Coͤln, und 
9) Viktor Wendelſtadt, Direktor des A. Schaaffhauſenſchen Bankvereins, 
zu Coͤln, 
den Verwaltungsrath. 


In der vierten ordentlichen Generalverſammlung, oder ſpaͤteſtens am 
30. September 1860., findet die erſte theilweiſe Erneuerung des Verwaltungs— 
rathes nach der im F. 12. getroffenen Beſtimmung ſtatt. 

In der letztvorherigen Sitzung des Verwaltungsrathes werden die Aus⸗ 
ſcheidenden durchs Loos beſtimmt. 


§. 14. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens fuͤnf und zwan⸗ 
zig Aktien beſitzen oder erwerben. Die Dokumente dieſer Aktien werden in das 
Archiv der Geſellſchaft hinterlegt, und bleiben, ſo lange die Funktionen des 
Inhabers als Verwaltungsrath dauern, unveraͤußerlich. 


H. 15. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten. b 
g Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern Ein Jahr. Sie ſind nach 
Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. Sollten Beide verhindert ſein, einer Sag \ 
ee e 


des Verwaltungsrathes beizuwohnen. ſo übernimmt das nach den Lebensjahren 
aͤlteſte anweſende Mitglied den Vorſitz. Rdn. 


H. 16. 


Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Verwaltungsrathes zur Erledigung, ſo wird dieſelbe vorlaͤufig fuͤr die Dauer 
bis zur naͤchſten Generalverfammlung von dem Verwaltungsrathe wieder bes 
ſetzt. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der Generalverſamm⸗ 
lung. Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, 
an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben 
wuͤrde. ö 

Bis zu der im H. 13. beſtimmten erſten theilweiſen Erneuerung ergaͤnzt 
der Verwaltungsrath ſich ſelbſt. 


$. 17, 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich am Sitze der Gefellfchaft, fo oft 
als er es fuͤr dienlich erachtet, an feſtgeſetzten Terminen auf Einladung des 
Praͤſidenten oder auf den Antrag von drei Verwaltungsraͤthen in der Regel 
mindeſtens alle zwei Monate, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu 
nehmen und Erforderliches zu beſchließen. Die Beſchluͤſſe des Verwaltungs⸗ 
rathes werden nach abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder 


efaßt. ö 

. Im Falle der Stimmengleichheit uͤberwiegt die Stimme des Praͤſidenten 
oder in deſſen Abweſenheit des Vizepraͤſidenten beziehungsweiſe des in deren 
Stelle tretenden anweſenden aͤlteſten Mitgliedes des Verwaltungsrathes. 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenig⸗ 
ſtens fuͤnf Mitgliedern erforderlich. Die Einladungen des Verwaltungsrathes 
erfolgen ſchriftlich, gewoͤhnlich acht Tage vor der Verſammlung durch den 
Praͤſidenten reſp. Vizepraͤſidenten. 6 


$. 18. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind. Namentlich beſtimmt 
er uͤber die Anlegung der disponiblen Fonds und normirt die Hoͤhe der zu 
bewilligenden oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite. g 

Er beſchließt uͤber das Erforderniß, die Art und Weiſe, ſowie uͤber die 
Bedingungen der zu machenden Anleihen. Er entſcheidet uͤber die Erwerbung 
und Veraͤußerung von Immobilien, uͤber Neubauten, große Reparaturen an 
den Immobilien, ſowie uͤber Lage, Plan und Umfang der zu errichtenden Eta⸗ 
bliſſements. Er erkennt über alle wichtigen Verträge, welche ſich auf die Re⸗ 
gulirung der Preiſe und des Abſatzes der Erzeugniſſe der Geſellſchaft beziehen, 
ſowie uͤber alle wichtigen Ankaͤufe von Rohprodukten fuͤr die Fabrikation oder 
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für. den Handel der Geſellſchaft. Er ernennt den Generaldirektor, erlaͤßt und 
aͤndert deſſen Dienſtinſtruktion und vereinbart mit demſelben den mit ihm ab⸗ 
zuſchließenden Vertrag. 

Er ernennt und entlaͤßt den geſchloſſenen Dienſtvertraͤgen gemaͤß, in der 
Regel auf den Vorſchlag des Generaldirektors, alle Beamten der Geſellſchaft, 
welche im Jahresgehalte ſtehen und eine Beſoldung von mehr als vierhundert 
Thaler jaͤhrlich erhalten. 

Er beſtimmt die Gehaͤlter der Beamten, die etwaigen Kautionen derſel⸗ 
ben und die allgemeinen Verwaltungskoſten. Er iſt befugt, alle Beamten der 
Geſellſchaft wegen Verletzung ihrer Dienſtpflichten, ſowie wegen grober Fahr⸗ 
laͤſſigkeit jederzeit zu entſetzen, was in jeden Dienſtvertrag einzuruͤcken iſt, und 
wozu nur bei dem Generaldirektor ein von wenigſtens ſieben zuſtimmenden 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes gefaßter Beſchluß erforderlich iſt. Er iſt 
berechtigt, über Alles, was das Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge 
abzuſchließen, ſich zu vergleichen, zu kompromittiren und zu ſubſtituiren. So⸗ 
wie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Vergleiche und 
Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen kann, ſo iſt 
er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten zu laſſen. Der Ver⸗ 
waltungsrath iſt befugt, eines oder mehrere ſeiner Mitglieder, ſowie den Ge⸗ 
neraldirektor oder außerordentliche Kommiſſarien zu beſtimmten Geſchaͤften zu 
delegiren und dieſen die erforderlichen Vollmachten auszufertigen. 


H. 19. 


Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung uͤber die aus zufuͤhrenden Maaßregeln 
zugleich die Ertheilung der General⸗ und Spezialvollmacht an den Verwal⸗ 
tungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen oder vollziehen zu laſſen. 


F. 20. 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praͤſiden⸗ 
ten oder von dem Vizepraͤſidenten oder von zwei Mitgliedern Namens des 
Verwaltungsrathes unterſchrieben. | 


21; 


Der Verwaltungsrath wird nicht befoldet; er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr ſeine Muͤh⸗ 
waltung eine Tantieme von ſechs Prozent vom Reingewinne. b 
72 Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine 
Mitglieder feſt. Die Generalverſammlung beſtimmt die Summe, über welche 
hinaus die einem Mitgliede des Verwalkungsrathes zuzuwendende Tantieme 
ſich nicht erheben kann. Die feſtgeſetzte Summe gilt, bis ſie von der Generals 
Verſammlung anderweit beſtimmt wird. 


Titel 
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Titel IV. 
Vom Generaldirektor. 


§. 22. 


Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 
tungsrathes wird von dieſem aus ſeiner Mitte oder auch außerhalb derſelben 
ein Generaldirektor angeſtellt, welcher, wenn er nicht Mitglied des Verwal⸗ 
tungsrathes iſt, nur eine berathende Stimme hat. Die Beſoldung des General⸗ 
Direktors kann zum Theile in einem Antheile am Reingewinne beſtehen. 

Die durch den Verwaltungsrath ausgeſprochene Entſetzung des General- 
Direktors wegen Verletzung ſeiner Dienſtpflichten, ſowie wegen grober Fahr⸗ 
laͤſſigkeit ($. 18.), hat zur Folge, daß alle demſelben vertragsmaͤßig gewährten 
Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Entſchaͤdigungen, Gratifikationen 
oder andere Vortheile fuͤr die Zukunft von ſelbſt erloͤſchen. Dies iſt in den 
Dienſtvertrag mit aufzunehmen. 


H. 23. 


Der Generaldirektor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zahlungs⸗ 
Anweiſungen auf den Kaſſirer und alle Quittungen. 

Er accepfirt, unterſchreibt, indoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen, und 
zeichnet fuͤr alle laufenden Geſchaͤfte, welche als Ausfuͤhrung der bereits ge⸗ 
troffenen Einrichtungen oder gefaßten Beſchluͤſſe oder abgeſchloſſenen Vertraͤge 
zu betrachten ſind; doch muͤſſen alle Unterſchriften des Generaldirektors von 
einem der Mitglieder des Verwaltungs rathes oder in Behinderungsfaͤllen von 
einem zweiten Beamten der Geſellſchaft, den der Verwaltungsrath delegirt, 
kontraſignirt werden. Der Generaldirektor vertritt die Geſellſchaft vor Gericht 
fuͤr 11 und Vertheidigung; an ihn ſind auch alle gerichtlichen Zuſtellungen 
zu bewirken. 

f Seine Legitimation bildet die ihm vom Verwaltungsrathe ertheilte Be⸗ 
ſtallung. 


H. 24. 


Der Generaldirektor ernennt und entlaͤßt den geſchloſſenen Dienſtvertraͤgen 
gemäß alle Beamten der Geſellſchaft, welche nicht im Jahresgehalte ſtehen, 
oder eine jaͤhrliche Beſoldung von hoͤchſtens vierhundert Thalern erhalten. Er 
iſt befugt, alle Geſellſchaftsbeamten wegen Verletzung ihrer Dienſtpflichten, 
wegen grober Fahrlaͤſſigkeit oder aus anderen Gruͤnden vom Dienſte zu ſuspen⸗ 
diren, hat aber dann ſofort dem Verwaltungsrathe davon Anzeige zu machen. 


H. 25. 


Bei Krankheits⸗ oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des Generaldirektors 
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uͤbernimmt ein von dem Verwaltungsrathe dazu zu beſtimmender Subſtitut 
proviſoriſch deſſen Dienſt. 


F. 20. 


Der Generaldirektor muß mindeſtens fuͤnf und zwanzig Aktien der Ge— 
ſellſchaft beſitzen oder erwerben. a 

Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und duͤr⸗ 
fen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder veraͤußert noch uͤber⸗ 
tragen werden. 


Titel V. 
Von den Seneralverſammlungen. 


H. 27. 


Nur diejenigen Aktionaire find zur Theilnahme an der Generalverſamm⸗ 
lung und an deren Verhandlungen befugt, welche innerhalb der beiden letzten 
Tage vor der Verſammlung ihre Aktien bei der Kaffe der Geſellſchaft nieder⸗ 
legen, oder in der erwaͤhnten Zeit ſich gegen die letztere durch ein genuͤgendes 
Zeugniß über deren Beſitz ausweiſen. 

Erforderlichen Falles erlaͤßt der Verwaltungsrath oͤffentlich über die 
Ausſtellung dieſer Zeugniſſe naͤhere Beſtimmungen. 
Für Aktien, auf welche faͤllige Ratenzahlungen ruͤckſtaͤndig find, findet 


keine Befugniß der Beſitzer zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſtatt. 


H. 28. 


Das Recht des Stimmens beruht nur auf denjenigen Aktien, welche nach 
F. 27. zur Theilnahme an der Generalverſammlung befähigen, und ſteht mit 
Ausnahme des im F. 42. vorgeſehenen Falles nur den Aktionairen zu, welche 
fuͤnf N mehr Aktien beſitzen. Dieſes Recht wird in folgendem Verhaͤltniß 
ausgeuͤbt: 

0 bis zu fuͤnf und zwanzig Aktien auf jede fuͤnf Aktien Eine Stimme; 

p) fuͤr die Aktien, welche Jemand über die Zahl von fünf und zwanzig hin⸗ 

aus beſitzt, auf jede zehn Aktien Eine Stimme; 

jedoch kann Niemand mehr als zehn Stimmen fuͤr ſeine eigenen Aktien und 
außerdem noch zehn Stimmen fuͤr die von ihm vertretenen Aktien abgeben. 


H. 29. 


Die Aktlonaire koͤnnen ſich in Verhinderungsfaͤllen durch andere nach 

H. 27. zur Theilnahme an den Generalverſammlungen befugte Aktionaire ver⸗ 
kreten laſſen, die Handlungshaͤuſer aber auch durch ihre Profuraträger, die 
juriſtiſchen Perſonen durch ihre verfaſſungsmaͤßigen Repräſentanten, die nn 
5 mundeten 


* 


mundeten durch ihre Vormuͤnder, die Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, wenn 
die Vertreter auch nicht Aktionaire ſind. Fuͤr mehr als zehn Stimmen kann 
ein Einzelner nicht Bevollmaͤchtigter in der Generalverſammlung ſein. 


H. 30. 


Bei Wahlen und bei allen Beſchluͤſſen, die ſich auf perſoͤnliche Verhaͤlt⸗ 
niſſe beziehen, kann von Perſonen, welche in Dienſtverhaͤltniſſen zur Geſellſchaft 
1 5 zu den Beamten der Geſellſchaft ſtehen, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt 
werden. 


H. 31. 


Die Generalverſammlung tritt regelmäßig jahrlich einmal, und zwar im 
Auguſt oder September, in Coͤln zuſammen. Außerdem finden außergewoͤhn⸗ 
liche Generalverſammlungen ſtatt, ſo oft dies von dem Verwaltungsrathe fuͤr 
nöthig erachtet wird, oder ſobald wenigſtens zehn Aktionaire, welche zuſammen 
mindeſtens Eintauſend Aktien beſitzen, ſchriftlich darauf antragen. 


H. 32. 


Die regelmäßigen wie die gußergewoͤhnlichen Generalverfammlungen be⸗ 
ruft der Verwaltungsrath mittelſt öffentlicher Bekanntmachungen durch die im 
$. 11. erwähnten Tagesblaͤtter. Dieſe Bekanntmachungen ſollen mindeſtens 
vierzehn Tage vor der Verſammlung ſtattfinden. Bei Berufung außerordent⸗ 
licher Generalverſammlungen muß der Gegenſtand ihrer Berathung im Allge⸗ 
meinen angegeben werden. 


H. 33. 


Vorbehaltlich der in den HF. 3., 5., 42. und 45. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen vollbringen ſich alle Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlungen 
a aan Stimmenmehrheit; find die Stimmen gleich, ſo entſcheidet der 
Vorſitzende. 

Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint, 
oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten laͤßt, iſt deſſenungeachtet durch 

die Beſchluͤſſe jener Verſammlung gebunden. 


H. 34. 


Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes fuͤhrt auch den Vorſitz 
in der Generalverfammlung und ernennt die Skrutatoren. Zu Skrutatoren 
konnen weder Verwaltungsraͤthe noch Beamten der Geſellſchaft ernannt werden. 

In der regelmäßigen Generalverſammlung werden die Geſchaͤfte in nach⸗ 
folgender Ordnung verhandelt: . 

a) Bericht des Verwaltungs rathes uber: die Lage des Geſchaͤfts im Allge⸗ 
meinen und über die Reſultate des verfloffenen Jahres insbeſondere; 
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b) Bericht der Reviſionskommiſſion über die Prüfung der Rechnungen 
und Bilanz fuͤr das abgelaufene Rechnungsjahr, nach deſſen Anhoͤrung 
die Verſammlung, wenn ſich nichts zu erinnern findet, dem Verwaltungs⸗ 
rathe Decharge ertheilt; 

c) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire, welche letztere mindeſtens 
acht Tage vor der Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe ſchrift⸗ 
lich eingereicht ſein muͤſſen; 

d) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 


e) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
für das zukunftige Rechnungsjahr zeitig vor der naͤchſten Generalverſamm⸗ 
lung von dem Verwaltungsrathe zu erfordern, dieſelbe mit den Buͤchern 
und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen, und mindeſtens acht Tage 
vor der Generalverſammlung ihren Bericht an den Verwaltungsrath ab⸗ 
zuliefern. Die von der erſten regelmaͤßigen Generalverſammlung er⸗ 
nannten Reviſionskommiſſarien erhalten zugleich den Auftrag zur Pruͤ⸗ 
fung der Bilanz fuͤr das abgelaufene Rechnungsjahr mit der Ermaͤchti⸗ 
gung, dieſe Bilanz fuͤr den Fall des Richtigfindens feſtzuſtellen und dem 
Verwaltungsrathe Decharge zu ertheilen. 

Die Wahlen werden mittelſt geheimen Skrutiniums vorgenommen. 

Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den Antrag von 
wenigſtens fünf Aftionairen muß auch über andere Gegenſtaͤnde durch 
geheimes Skrutinium abgeſtimmt werden. 

a Jede Generalverſammlung kann auf den ſchriftlichen Antrag von 
mindeſtens zehn Aktionairen, welche zuſammen Inhaber von mindeſtens 
fuͤnfhundert Aktien ſind, einzelne Mitglieder des Verwaltungsrathes mit 
Einſchluß der im F. 13., ſowie der auf Grund des Schlußſatzes von 
$. 16. ernannten, aus bewegenden Gründen ihrer Stelle entheben. 

Es muß aber der betreffende Antrag vor der Einladung zur Ge⸗ 
neralverſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich unter beſtimmter An⸗ 
fuͤhrung der Enthebungsgruͤnde mitgetheilt werden, und es muß in der 
Einladung zur Generalverſammlung des Antrages im Allgemeinen Er⸗ 
waͤhnung geſchehen. 5 


H. 35. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet find. 


$. 36. 
Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem Notar 
aufgenommen, von dem Vorſitzenden, den Skrutatoren und denjenigen anweſen⸗ 
den Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel 


Titel VI. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


H. 37. 


g Im erſten Monate nach Ablauf des Geſchaͤftsjahres, welches vom 
1. Juli bis 30. Juni des naͤchſten Jahres läuft, wird vom Generaldirektor 
ein vollſtaͤndiges Inventar uͤber die Beſitzungen, Vorraͤthe und Ausſtaͤnde der 
Geſellſchaft errichtet, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und mit den 
Belaͤgen dem Verwaltungsrathe zur Prüfung und Feſtſtellung vorgelegt. Bei 
Aufſtellung des Inventars werden die Rohſtoffe und Materialienvorraͤthe nach 
dem laufenden Werthe, Halbfabrikate und Fabrikate aber nach dem auf den 
laufenden Werth der Rohſtoffe baſirten Fabrikationspreiſe berechnet. 

Dieſes Inventar bildet die Grundlage der ebenfalls durch den General⸗ 
Direktor aufzuſtellenden und durch den Verwaltungsrath zu pruͤfenden und feſt⸗ 
zuſtellenden Bilanz des Geſellſchaftsvermoͤgens. 5 

Der Verwaltungsrath beftimmt alljährlich, wie viel zu dem Aktivum in 
der Bilanz zugeſchrieben werden ſoll, weil fuͤr Neubauten, Maſchinen und groͤ⸗ 
ßere Anſchaffungen oder Anlagen, welche einen bleibenden Werth haben, Ver⸗ 
wendungen und Auslagen gemacht worden ſind, und ebenſo, wie viel von dem 
Werthe der Immobilien, Mobilien und Forderungen abgeſchrieben werden ſoll, 
weil dieſelben an Werth verloren haben. 

Sollte die Wirkſamkeit der Geſellſchaft nicht mit dem 1. Juli oder 
zwiſchen dem 1. Juli und 31. Dezember beginnen, ſo wird die vorgeſchriebene 
Inventur und Bilanz fuͤr den Zeitraum vom Geſchaͤftsbeginne bis zum folgen⸗ 
den 1. Juli mit dem von dieſem Tage an laufenden Geſchaͤftsjahre verbunden. 

Die aufgeſtellte Bilanz wird in den ſich aus dem F. 11. ergebenden 
Blaͤttern oͤffentlich bekannt gemacht. 


H. 38. N 


Nach Bewirkung der im H. 37. vorgeſehenen Zu- und Abfchreibungen 
bildet der Ueberſchuß der Aktiva nach Abzug der Paſſiva den Reingewinn. 


H. 39. 


Der Verwaltungsrath beſtimmt, wie viel von dem erzielten Reingewinne 
unter die Aktionaire vertheilt werden ſoll; es ſollen jedoch mindeſtens zehn 
Prozent deſſelben zur Bildung eines Reſervefonds zur Deckung außerordent⸗ 
licher Verluſte zuruͤckgelegt werden. 

Ueber die Verwendung des Reſervefonds beſchließt der Verwaltungs⸗ 
rath. — Die Vorwegnahme zur Bildung des Reſervefonds hoͤrt auf, ſobald 
letzterer zwanzig Prozent des emittirten Aktienkapitals betraͤgt, und beginnt 
wieder, wenn er unter dieſen Betrag hinabſinkt. a a 
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Die Dividenden find in Coͤln, in Berlin und in Frankfurt am Main 
zahlbar; dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß der Generalverſammlung auch 
an andern Orten zahlbar geſtellt werden. Die Dividenden werden jährlich am 
1. Dezember gegen Einlieferung der ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 


H. 41. 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
1 00 1 von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge⸗ 
ſtellt ſind. ä 


Titel VII. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 


H. 42. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen 
ein Fünftel des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann der Antrag auf Auflöfung 
der Geſellſchaft geftellt, die Auflöfung ſelbſt aber nur in einer beſonders dazu 
berufenen Generalverſammlung durch eine Mehrheit von drei Vierteln der an⸗ 
weſenden oder vertretenen Aktien, jede fuͤr Eine Stimme zaͤhlend, beſchloſſen 
werden. Dieſer Beſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung. Außer⸗ 
dem tritt die Auflöfung der Geſellſchaft in den in dem Geſetze vom 9. No⸗ 
vember 1843. beſtimmten Faͤllen ein, und wird nach Maaßgabe der in dieſem 
Geſetze getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt. 


F. 43. 


Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der Liquidatoren; ſie ernennt letztere und beſtimmt ihre Befugniſſe. 


Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung der Statuten. 


H. 44, 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei von den Parteien zu erwaͤhlende Schiedsrichter ohne Zulaſſung von Ap⸗ 
pell und Kaſſation geſchlichtet werden. 

Koͤnnen ſich die beiden Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt 5 19 

ntrag 


en > 


Antrag der zeitige Praͤſident des Handelsgerichts zu Coͤln, oder, wenn dieſer 
ſelbſt Aktionair iſt, der naͤchſte unbetheiligte Richter nach ihm einen Obmann. 
Iſt eine Partei laͤnger als vierzehn Tage nach ergangener Aufforderung mit 
der Wahl des Schiedsrichters faumig, fo erfolgt die letztere in derſelben Weiſe 
wie die Wahl des Obmanns. 

Auch gegen den Ausſpruch des Obmanns findet weder Appell noch 
Kaſſation ſtatt. j 


H. 45. 


Abaͤnderungen des Statuts koͤnnen in einer Generalverſammlung be⸗ 
ſchloſſen werden, jedoch nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwe⸗ 
ſenden oder vertretenen Stimmen, und wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der 
Einberufung angedeutet war. 

Alle Abaͤnderungen des Statuts beduͤrfen der landesherrlichen Geneh⸗ 
migung. ü 


Titel IX. 
Verhältniß der Geſellſchaft zu den Ortsgemeinden. 


H. 46. 


Die Geſellſchaft hat fuͤr den Fall, daß den Gemeinden, in welchen ſich 
ihre Bergwerke und gewerblichen Etabliſſements befinden, oder den Nachbar⸗ 
gemeinden durch von ihr herbeigezogene auswaͤrtige Arbeiter nachweislich er⸗ 
hoͤhte Koſten für die Kirchen- und Schulbeduͤrfniſſe, ſowie für die Armenpflege 
erwachſen ſollten, für den durch die Arbeiter ſelbſt nicht gedeckten erhöhten 
Koſtenbetrag aufzukommen. 

Ueber das Maaß der von der Geſellſchaft eventuell zu zahlenden Bei⸗ 
trage entſcheidet die Bezirksregierung vorbehaltlich des Rekurſes an die betref⸗ 
fenden Koͤniglichen Reſſortminiſterien und an das Königliche Handelsminiſterium. 


Titel X. 
Verhältniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
9. 47. | 
Für den Fall, daß die Geſellſchaft nicht binnen Jahresfriſt vom Tage 
der landesherrlichen Genehmigung an in Wirkſamkeit treten ſollte, kann das 


Königliche Handels miniſterium die landes herrliche Genehmigung für erloſchen 
erklaͤren. a 


(Ar. 4508.) H. 48. 
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H. 48. 


Die Koͤnigliche Regierung zu Coͤln iſt befugt, einen Kommiſſar zur 

Wahrnehmung des Aufſichtsrechtes des Staats für beſtaͤndig oder fuͤr einzelne 
Faͤlle zu beſtellen. Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Verwaltungsrath 
und die Generalverſammlung guͤltig zuſammenberufen und ihren Berathungen 
beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Regiſtern und ſonſtigen 
Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft, ſowie von ihren Beſitzungen 
und Vorraͤthen Einſicht nehmen. 
f Die Koͤnigliche Regierung zu Coͤln entſcheidet uͤber die Frage, von wel⸗ 
chen Produkten und Fabrikaten anzunehmen iſt, daß der An⸗ und Verkauf der⸗ 
ſelben mit den eigentlichen Geſchaͤftsgegenſtaͤnden der Geſellſchaft naturgemaͤß 
im Zuſammenhang ſteht. f 

Inſoweit die Geſellſchaft Bergwerke und gewerbliche Etabliſſements in 
einem andern als dem Cölner Regierungsbezirke beſitzt, ſteht der dortigen Re⸗ 
gierung das Recht zu deren kommiſſariſchen Beaufſichtigung zu. 


H. 49. 


Fuͤr die Geſellſchaft ſind alle beſtehenden und noch ergehenden Verord⸗ 
nungen, ſowohl uͤber Aktiengeſellſchaften als auch uͤber den Betrieb derjenigen 
Geſchaͤfte, welchen das Unternehmen gewidmet iſt, maßgebend. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
$. 50. 


a Es wird hierdurch den Mitſtiftern der Geſellſchaft, den Herren Johann 
Jakob Langen und Franz Wilhelm Koͤnigs, und zwar beiden zuſammen oder 
jedem fuͤr ſich allein, im Falle der Verhinderung des Andern, mit dem Rechte 
der Subſtitution Auftrag und Vollmacht ertheilt, die landesherrliche Genehmi⸗ 
gung der Geſellſchaft nachzuſuchen, ſowie diejenigen Abaͤnderungen der Sta⸗ 
tuten und Zuſaͤtze zu denſelben Namens der Kontrahenten anzunehmen, welche 
die Staatsregierung vorſchreiben oder empfehlen wird. 

Dieſe Abaͤnderungen follen für ſaͤmmtliche Kontrahenten und für alle in 
Gemaͤßheit des F. 1. des Statuts beitretenden Aktionaire ebenſo rechtsverbind⸗ 
lich ſein, als wenn ſie woͤrtlich in gegenwaͤrtigem Statut aufgenommen waͤren. 


Dieſer Talon wird 
gebunden und bes 
ruht im Archib der 


U 


„ 7 
A. (Vorderſeite.) 


200 Thaler. 


Sieg-Rheinischer Bergwerks- und Hütten -Verein. 


Gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom 
Beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Urkunde vom 


Actie 


über 


Zweihundert Thaler Preußiſeh Kuraut. 


Der Inhaber iſt an dem Sieg⸗Rheiniſchen Berg⸗ 

werks und Huͤtten⸗Verein für den Betrag von 
Zweihundert Thalern 

betheiligt und hat alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und 

e 


Geſellſchaft. 


200 Thaler. 
200 Thaler. 


ividendenſcheine pro 
186. einſchließlich 
nebſt Talon 9 


Ausgefertigt Coͤln, den . ten 


Der Verwaltungsrat. 


Trockener (Eigenhaͤndige Unterſchrift 
Stempel. zweier Mitglieder.) 


Eingetragen sub Fol des Regiſters. 
(eigenhändige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


200 Thaler. 


Sieg Rheinischer Bergwerks- und Hütten- Verein. 
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(Rückſeite.) 


Allerhöchſte Beſtätigungs Urkunde und Auszug aus 
dem Geſellſchafts⸗Statute. 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. 
(Sodann inser. die, die Rechte und Pflichten der Aktionaire betreffenden 
Statuts⸗ Paragraphen, ſoweit noͤthig und zweckmaͤßig.) 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Coͤln pro 185., Stuͤck 12 


VVV 
(Vorderſeite., 


Sieg⸗Üheiniſcher Bergwerks- und Hütten ⸗Verein. 

Anweiſung zu der Aktie NZ 
(Trockener Stempel.) 

| Eingetragen in das Kuponregiſter Fol. (Eigenhaͤndige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


(Vorderſeite.) 


EEC NER ER EN Eu Be 
ER 
Sieg-Rheinischer Bergwerks- und Hütten-Verein. 


Dividendenfchein Trockener 
zu der Aktie Stempel. 


Inhaber empfängt am gegen dieſen 
Schein an der Geſellſchaftskaſſe in Köln oder an den 
bekannt zu machenden Stellen die ſtatutenmäßig ermit⸗ 
telte Dividende für das Geſchaftsjahr 18. 

Cöln, den ..ten 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder per Facsimile.) 


Eingetr. Fol. ... 


$ 
(Eigenhändige Unterfchrift des Kontrolbeamten.) { 


(Nr. 4508.) 


— 752 — 
(Rückſeite.) 


e . Inhaber empfaͤngt am gegen dieſe Anweiſung die zweite Serie der 
Dividendenſcheine zu der umſtehend 9185190 Aktie. 


Coͤln, den . ten 
f Der Verwaltungsrath. 


(Unterſchrift zweier Mitglieder per Facsimile.) 


N (Rück ſeite.) 


Zahlbar am 
für das Geſchäftsjahr 18... 


§. 41. Die Dividenden verjähren zu Gunſten“ 
der Geſellſchaft nach Ablauf von fünf Jahren, 
von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſel⸗ 
ben zahlbar geſtellt find. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗ eee 
(Rudolph Decker.) 


